
Rechtsprechung
BEI GESTELLUNG VO  D ORDENSMITGLIEDERN Za  H BETREUUNG VON
GEWERBLICHEN OHNHEIMEN UNTERLIEGT DIE ORDENSABGAB DER
UMSATZSTEUERPFLICHT

rtieil des Bundesfinanzhofes NM Februar 1970
Aktenze!l:|  en

DES VOLKES
In dem Re:  SSTIrel der Ordensgenossenschaft 1ın M., agerın un! Revisionsklägerin,

das Fiınanzamt M., Beklagten Unı Revisionsbeklagten,
C Umsatzsteuer 1959 DIS 1961

hat der ena des Bundesfinanzhofs ın der Sitzung VO. Februar 1970
{UÜr echt erkannt
Die Revision der lägerin das rteil des Finanzgerichts Uunster VO.

Oktober 1965 WIrd als unbegründet zurückgewlesen.
Die osten des Revisionsverfahrens hat die Revisionsklägerin tragen
Der Streitwert wird auf Q 678 festgesetzt.

GRÜNDE
Die agerın un Revisionsklägerin (Steuerpf{lichtige) ist nach den Feststellungen
des Finanzgerichts FG) ein päpstlicher rden, dem nach selner Konstitution
carıtative un' sozlale uIigaben obliegen un der dem Deuts  en Caritasverband
e V, als itglieı angeschlossen ist. In den Jahren 1959 bis 1961 ließ die Steuer-
D.  1  ige Entgelt verschijiedene ohnheime anderer nternehmer durch
chwestern ihrer rdensgenossenschaft betreuen, wobel diesen Ordensangehörigen
ın den Heimen ohnung und Verpflegung gewährt wurde. Im einzelnen andelie

sich olgende
Um das Heim der Spinnerel 1n OTr wohnten mi1t voller Verpflegung iın den

Veranlagungszeitraäumen 1959 IS 1961 durchschnittlich 43 Arbeitnehmerinnen der
Fırma 1M er VOoIl DIS 30 Jahren SOWI1Ee eiwa dreizehn alte eute, die nach
dem rieg dort behördlich untergebracht worden N,

und Um WwWwel Heime der F'iırma 1n Oort erhielten jJunge, bel der Fırma
tätige ädchen Unterkunf{it un: Verpflegung. Die Schwestern unierr!:  en diese
Insassen auch 1mM en un Handarbeiten;

das onnheim ın ort wohnten bis ugust 1961 etiwa ehn bei VeI-
schiedenen Arbeitgebern berufstätige Frauen, darunter auch Lehrerinnen, SOowle
etwa ebenso viele alte, ber nicht pflegebedürffiige Frauen, die icht mehr be-
rufstätig reH;

das Kolpinghaus ın M., 1ın dem Personen hne Rücksicht auf ihre Bedürt-
igkeit aufgenommen werden pflegten.
Das Finanzamt FA) veranlagte die Steuerpflichtige en dieser Gestellung VOIN
Arbeitskräften ZUTLXC Umsatzsteuer un! egie der Besteuerung die Bareinnahmen
un den Wert der den chwestern ewährten achzuwendungen zugrunde Die
Steuerpflichtige, die ihre Leistungen als steuerirei nach AL Nr. des Umsatz-
steuergesetzes (USIG) 1951 beurteilt, es  T nach erfolglosem Einspruch den
Rechtsweg. Das hat die Anwendbarkeit des Nr. USIiG 1951 1ın Verbin-
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dung mit S der Durchführungsbestimmungen ZU.: Umsatzsteuergesetz USIDB)
1951 1M wesentlichen vernelint un: die erufung (Jetzt lage) abgesehen VOIl

einer geringfügigen rmäßigung der Stieuer f{Ur 1961, die nicht Gegenstand des
Revisionsverfahrens ist als unbegründet zurückgewilesen.
Die Rechtsbeschwerde der Steuerpflichtigen dieses rteil, die Se11, dem
Inkraifttreien der Finanzgerichtsoradnung Januar 1966 als Revision

behandeln 1St, hat keinen Erfolg
Na  R Nr. USIiG 1951 S1INd die Leistungen ($ Nr USIG der amtlıch
anerkannten erbande der freien r{ { 1 einschließlich ihrer
Untergliederungen, Einrichtungen un Anstalten, die ausschließlich gemeinnützl-
ZeI, mildtätigen oder irchlichen Zwecken dienen, unter estimmten Sal  en
Voraussetizungen steuertfrel. Z den amtlich anerkannten Verbänden, die ın 43
Abs 1951 einzeln genannt sind, za die Steuerpflichtige nicht, wohl
aber der Deutsche Caritasverband, dem S1e als itglieı angeschlossen 1ST. Als
solches wird S1e nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzho{s BEH (Ur-
ejle 286/55 VO] 11l Juli 1956, ammlun. der Entscheidungen des Bundes-
inanzho{fs 63 161 BE.  H 6 9 161 JO 1956, 258 un:
VO. Juli 1956, BEH 63, 169, N 1956, 261) gemä. 45 Abs
1951 Ww1e 1Ne Untergliederung, Anstalt un Einrichtung eines amtlich anerkann-
ten Wohlfahrtsverbandes 1M Sinne des S  S NI USIiG 1951 behandelt, wWwWenn sie
1mM Einzelfall mit ihren Leistungen, {Ur die S1e Einnahmen erzielt un msatz-
steuerfreiheit nach MN Nr. USIG 1951 begehrt, der Wohlfahrtspflege ı1en Im
Gegensatz ZULI echtslage bel den 1n S  &S 43 Abs 1951 aufgezählten Ver-
bänden und deren unselbständigen Zweigen LST 1Iso die ewährung VO.  = Steuer-
TeıinNel nach MN Nr. UStIG 1951 bel echtlich selbständigen Mitgliedern dieser
erbande davon a  ängig, daß Cie einzelnen eistungen als SO der Wohl-
fahrtspflege dienen.
Auf das Vorbringen der Steuerpflichtigen 1n der Revisionsbegründung, jede der
fünf hier 1n ra kommenden Niederlassungen VO.  5 chwestern selen Kloster
1m Sinne des Kirchenrechts un die Tätigkeit dieser Niederlassungen SEe1 nach der
Konstitution des Ordens unabhängig VO.  - der Au{fgabenstellung des eimtiragers
allgemein auf Wohlfahrtspflege ausger !  tet, omm er nicht
Das hat zutreffend entschieden, daß die strittiigen Leistungen der Stieuer-
pflichtigen nicht untier den Begri{ff der Wohlfahrispflege Tfallen.

Wohlfahrtspflege 1st nach der VO: BE.  H 1n den oben angegebenen Entscheidungen
aus S  Y Abs der Gemeinnützigkeitsverordnung (Gem V) übernommenen Defini-
tion „die planmäßige un Z der Allgemeinheit un icht des Erwerbs
en ausgeübte OT: {Ur notleidende oder gefährdete Menschen“, wobel sich
die OT: „auf das gesundheitliche, erzieherische der wirtschaftliche Wohl B

irecken un! orbeugun: oder Abhilfe bezwecken“ kann. Aus dieser Begrifisbe-
stimmung erg1bt sich, daß Wohlfahrtspflege auch dann ausgeü wird, We1Nn nıcht
schon die Leistung 1m umsatzsteuerrechtlichen Sınn hier die Gestellung VOIl

Arbeitskräften fIremde Unternehmer sondern der tatsächlıch verwirklichte
weck dieser e1stun hiler die Beireuung der Heime dieser Unternehmer
als Orge für notleidende Oder gefährdete Menschen beurteilt werden kann Das

hat deshalb zutreffend geprüfft, ob die onkreie Tätigkeili der VO:  5 der
Steuerpflichtigen abgestellten chwestern 1ın den Heimen als Wohlfahrtspflege
angesprochen werden kann. Es hat diese ra, nhne Re  Ssirrtum verneıint. Na  R
seinen Feststellungen die Mitmenschen, denen die Beireuung der Schwe-
stern zugute kam, ın ihrer ehrnel nach gesundheitlichen, sittlichen, erziehe-
rischen oder wirtschaftli  en Gesichtspunkten weder notleidend noch ge:  B  e
AÄus dem angefochtenen Trteil ergibt s1 daß Bedürftigkeit (wirtschaftliche Not-
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age und Krankheit SOWIle eine Gefahr fÜür die Entstehung solcher Übel unfier
den Heiminsassen 1mM allgemeinen nıcht einmal 1iNsSoweit gegeben I1, als icht-
berufstätige un! alte Frauen 1ın ra tanden. Fuür das estehnen sittlicher der
erzieherischer Not und für die ewoNnner der Heime hat weder das rteil
noch der Sachvorirag der Beteiligten Anhaltspunkte gegeben Der VO  5 der evV1-
S10n hervorgehobene Gesichtspunkt, dalß 1n den Heimen teilweise junge und
g minderjährige adchen gelebt en un! diese nach allgemeiner Lebens-
erfahrung eines erzieherischen Einfilusses un: überhaup eines sittlichen un:
religiösen den Sorgeberechtigten bedürfifig Sind, 1äßt die entsprechende
fürsorgende Tätigkeit der Betreuerinnen icht als Wohlfahrispflege erscheinen,
auch WEn davon auszugehen 1ST, daß die Erziehungsfürsorge iıne mögliche Korm
dieser sozlalen Täatigkeit Denn nach S  5 NrT. USIiG 1951 1ın Verbindung
mM1% CL  MN 43 Abs UStDB 1951 mMmuß W1e äauch Aaus den bereits genannten BFH-
rieljllen 286/55 un! hervorgeht die IUr notleidende un
gefährdete Mesnchen der m1T den Umsaätzen ausschlie.  iıch erstrebte weck se1n.
Die 1n den Heimen atıgen chwestern Der nach den Feststellungen des

nıcht NUur für erziehungsbedürftiige Menschen da, sondern auch IUr
erwachsene Arbeiterinnen und teilweise IUr altere nichtberufstätige Frauen.
uberdem War nach der VO. festgestellten atur der Heime die USUDUN:
eines erzieherischen Einflusses nicht die Haupisorge der Schwestern Diese hatten
vielmehr ın erstier Linie den Lebensbedartf Wohnung un! Kost gewährleisten.
Die Anwendung des S  > NrT. USIG 1951 elter er schon Aaus dem Gesichts-
pun daß den strittigen MSAatizen Clie erforderliche Eigenschaft VO:  } Leistungen

Rahmen der Wohlfahrtspflege fehlt.
Auf die VO nend ents  1ledene Tage, oD die Schwesterngestellung aUuS-
schließlich und unmı1ıtitelbar gemeinnützigen, m.  ätigen und irchlichen Zwecken
gedient hat, (0)000008 sonach für die Entischeidung nicht mehr Eis erubrı.
sich daher, auf die entsprechenden Ausführungen der Revision einzugehen.
Mit Rücksicht auf das Revisionsvorbringen ist edigl!: noch darauf hinzuweisen,
daß auch die achzuwendungen die abgestellten chwestern ema.
1951 als ntgelte behandeln Sind. Denn auch diese Sachleistungen werden
VO:  5 den Leistungsempfängern (Heimträgern) aufgewendet, die eISTUN:
(Schwesterngestellung der Steuerpflichtigen erhalten; S1e werden insbesondere
abweichen!: VO: Revisionsvorbringen icht 1n carıtativer Dsicht als eNKuUnN.
erbracht. Diese Sachzuwendungen ind auch 1mM Gegensatz der 1n der Revı1-
sionsbegründung vorgeiragenen einung der Steuerpflichtigen zugute gekom-
MMNEN, weil SIe ihr die Versorgung der abgestellten chwestern erspart en.
Die ev1lsion War diesen rwagungen mi1t der Kosten{ifolge nach CL,  (}  7  n 135 ADs
FGO zurückzuweisen. Der Streitwert wurde nach CL 140 ADbs FG'  O festgesetzt.


